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Stellungnahme zur Änderung des Energiegesetzes, Plangenehmigungsverfahren für Anlagen zur Nutzung erneuerbarer Energien 

Ich schicke Ihnen nachfolgend meine Einwendungen und stelle folgende Anträge: 

Antrag: 
Auf die geplante Änderung des Energiegesetzes und insbesondere auf die Einführung eines Plangenehmigungsverfahrens für «die Erstellung und Änderung von Bauten und Anlagen zur Nutzung der Windenergie», d.h. auf die neuen § 16a bis und mit § 16r, soll verzichtet werden. 

Eventualanträge: 
Falls die Änderung vorgenommen wird, so sollen die betroffenen Gemeinden ein Mitspracherecht haben. Dazu soll folgende Bestimmung ins Energiegesetz aufgenommen werden: 

§ 16abis Zustimmung der Betroffenen (neu) 
"Voraussetzung für die Einleitung eines Plangenehmigungsverfahrens nach § 16 a ist die Zustimmung von Stimmbürgerinnen und Stimmbürgern der Standortgemeinde und der von den Energieanlagen besonders betroffenen Nachbargemeinden." 

Falls die Änderung vorgenommen wird, so soll die Variante 2 («Frühzeitiger Einbezug der Standortgemeinden», «Berichterstattungspflicht der Vorhabenträgerin», «Stellungnahme an die Baudirektion» und «teilweise Berücksichtigung des kommunalen Rechtes») gewählt werden. 

Begründung 
Die Gemeindeautonomie ist durch Art. 1 und 85 der Kantonsverfassung geschützt. Das Plangenehmigungsverfahren greift auf massive Weise ungerechtfertigt da ein. Die Gemeinden müssen die Kompetenz für Einzonung und Baubewilligung beim Bau von Windenergieanlagen haben und behalten. Da die Windverhältnisse in der Schweiz so schlecht sind und damit der Nutzen der Windkraftanlagen nicht gegeben ist, ist der Eingriff in die Autonomie der Gemeinden nicht zulässig!

In der vergangenen Zeit konnten schon viele Gemeinden über den Bau von Windkraftanlagen auf dem Gemeindegebiet abstimmen. Viele Gemeinden konnten auch über Projekte für Solaranlagen bestimmen. Der Ertrag dieser Solaranlagen, über die bestimmt werden konnte, ist ja weitaus grösser als der des grössten im Kanton Zürich geplanten Windparks. Daher ist der Eingriff in die Gemeindeautonomie, zu dem das Plangenehmigungsverfahren führen würde unzulässig!

Es wird immer wieder betont, dass der Eingriff in die Landschaft möglichst gering sein soll. Dies ist auch wichtig, damit die Schweiz ihre ursprüngliche Schönheit behält. Windkraftanlagen bewirken aber so eine massive Veränderung der Landschaft und stellen einen so krassen Eingriff dar, dass die Gemeinden unbedingt mitentscheiden müssen, ob diese Anlagen errichtet werden dürfen. Mit über 200m Höhe sind Windkraftanlagen über viermal so hoch wie normale Hochspannungsmasten und noch viel höher als unsere höchsten Bäume in der Schweiz. Die drehenden Rotoren lenken ab, bewirken ein unruhiges Landschaftsbild und lenken den Blick auf sich. In der Nacht wird müssen blinkende Lichter die Flugsicherheit gewährleisten und bewirken ebenfalls eine starke Änderung des Bildes. Anwohner, Touristen, Arbeiter und Durchreisende werden durch optische beunruhigende und bedrängende Wirkung, Lärm, Schattenbildung, Eiswurf im Winter und Infraschall beeinträchtig. Und der Mindestabstand soll gerade mal nur 300m zu bewohnten Gebäuden betragen, was unverantwortlich ist! Das bedeutet, dass Windkraftanlagen die Attraktivität der Standorte massiv verringert. Die Steuereinnahmen werden damit auch sinken und die Lebensqualität der Einwohner wird krass schlechter werden. Deshalb muss die Mitentscheidung und Kompetenz d betroffenen Gemeinden bei der Errichtung von solcherlei Anlagen mit diesen krassen Auswirkungen deutlich gestärkt und nicht (wie mit dieser Gesetzesänderung) gemindert werden.

Man kann Windkraftanlagen nicht mit Vorhaben, wie Strassenbauten oder Wasserbauprojekte nicht vergleichen. Für Letztere finden konzentrierte Verfahren Anwendung. Dabei trägt das Gemeinwesen das Vorhaben (Strassenbauten oder Wasserbauprojekte) und ist bzgl. Zweckbestimmung und per Gesetz dem Gemeinwohl verpflichtet. Windkraftanlagen werden aber von gewinnorientierten Kapitalgesellschaften errichtet und betrieben. Diese sind innerhalb der gesetzlichen Vorgaben nur ihrer Gewinnmaximierung verpflichtet.

Darüber hinaus sind Strassenbauten und Wasserbauprojekte fast immer auf einen ganz bestimmten Standort in einer bestimmten Gemeinde angewiesen. Wenn die Gemeinde dieses Vorhaben ablehnt, kann damit das Vorhaben, welches ggf. von kantonalem Interesse ist, nicht verwirklicht werden.
Ein bedeutendes kantonales Interesse kann aber für Windkraftanlagen nicht vorliegen, da die zu erwartende Stromproduktion zu gering ist und ausserdem gibt es für den Bau und Betrieb von diesen Anlagen in einer bestimmten Gemeinde ganz viele gleichwertige Möglichkeiten. Diese sind zB:

Solaranlagen auf bestehende Infrastruktur
Effizienteren Stromverbrauch, Stromeinsparungen, weniger Stromverluste
Errichtung von mehr Stromspeichern, um überschüssigen Strom (besonders aus dem Sommerhalbjahr aus Solaranlagen in Schweiz und EU - Tendenz nimmt sogar zu) zu speichern
Bezug von Strom von anderen Kantonen. Diese bleibt sowieso bestehen, auch wenn das Plangenehmigungsverfahren erfolgreich ist
Bau von Windkraftanlagen dort, wo die Gemeinden zustimmen

Die Erteilung des Enteignungsrechtes an Kapitalgesellschaften durch die Baudirektion (neuer § 16c) ist ein krasser Eingriff in die Eigentumsgarantie. Ein solcher Eingriff kann durch den geringen Nutzen von Windturbinen bei hiesigen Windverhältnissen nicht gerechtfertigt werden, und ist auch nicht plausibel, weil für den Bau von Windturbinen verschiedene Alternativstandorte bestehen, d.h. dass das Vorhaben «Ausbau der Windkraft» nicht auf einen bestimmten Standort und damit auf Enteignungen angewiesen ist. 

Die Erteilung des Enteignungsrechtes an Kapitalgesellschaften durch die Baudirektion (neuer § 16c) verringert die Verhandlungsposition der Landeigentümer in Verhandlungen mit den Vorhabensträgern, da Letztere stets die Möglichkeit der Enteignung in der Hand haben, wenn es nicht zu einer «gütlichen» Einigung kommt. Bei einer Enteignung wird der Landeigentümer gezwungen den Boden zum marktüblichen Preis abzutreten, welcher im Falle von Wald bei wenigen Franken pro Quadratmeter liegt. Dies dürfte für den Vorhabenträger deutlich preisgünstiger sein, als die heute für Windturbinen üblichen Standortgebühren. 

Es ist sehr anstössig, dass Landeigentümer so gezwungen werden könnten, ihr Land für einen Bruchteil des Nutzungswertes herzugeben. Dies ist vergleichbar mit einem Bauern, der seinen Boden zum Preis von Landwirtschaftsland einem Investor verkaufen müsste, welcher diesen Boden danach als Bauland nutzen dürfte.  Das ist einfach ein Skandal!

Bitte machen Sie sich auch ein besseres Bild von den Gegenstimmen zur Windkraft! Denn auf diesem Gebiet herrscht eine sehr starke Manipulation durch korrupte Wissenschaft, Politik und Medien. Bitte schauen Sie sich dringend die folgenden TV-Dokumentationen an, welche ein ganz anderes Licht auf das Thema werfen:


„Schlechter als nur heiße Luft – Die Akte Windkraftanlagen“
Link: www.kla.tv/28940

CH-Abstimmung vom 9. Juni 2024: Verfassungswidriges Stromgesetz (Mantelerlass) stoppen!
Link: www.kla.tv/29075

Grenzen der alternativen Energieträger – Teil 2 (von Ueli Gubler, Ingenieur HTL)
Link: www.kla.tv/21791

Der anthropogene Klimawandel im Widerspruch zur Erd- und Klimageschichte – Teil 1 (von Ingenieur HTL Ueli Gubler)
Link: www.kla.tv/21792


Ich bitte um eine schriftliche Eingangsbestätigung meiner Stellungnahme sowie um eine Beantwortung. 

Mit freundlichen Grüssen 
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